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      In der Zeitarbeitsbranche drohen hohe Nachzahlungen  

 

Die Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und Personalserviceagenturen 
(CGZP) ist keine Spitzenorganisation, die in eigenem Namen Tarifverträge abschließen kann. Sie 
erfüllt die hierfür erforderlichen tarifrechtlichen Voraussetzungen nicht. 
 
Das gemeinsam von ver.di und dem Land Berlin eingeleitete Beschlussverfahren betraf die Feststel-
lung der Tariffähigkeit der im Dezember 2002 gegründeten CGZP. Deren alleinige satzungsmäßige 
Aufgabe ist der Abschluss von Tarifverträgen mit Arbeitgebern, die gewerbsmäßige Arbeitnehmer-
überlassung betreiben wollen. Für diesen Bereich sind Tarifverträge auch für Nich tgewerk-
schaftsmitglieder von Bedeutung.  Nach dem Gesetz zur Regelung der gewerbsmäßigen Arbeit-
nehmerüberlassung (AÜG) haben Leiharbeitnehmer während der Zeit ihrer Überlassung an einen 
Entleiher Anspruch auf die dort geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen. Von diesem Gleich-
behandlungsgebot kann zu Lasten der Leiharbeitnehme r nur durch einen Tarifvertrag oder 
aufgrund vertraglicher Bezugnahme auf einen Tarifve rtrag abgewichen werden.  
 
Mangels Tariffähigkeit sind daher alle seit 2003 von der CGZP geschlossenen Tarifverträge unwirk-
sam. Da von dem AÜG aber nur mit einem gültigen Tarifvertrag abgewichen werden darf, müssen 
sich die Zeitarbeitsunternehmen u. U. auf hohe Nachzahlungen von Gehalt und Sozialabgaben ein-
stellen. 

 
      Betriebsübergang - Keine Haftung für alte Sozialversicherungsbeiträge  

 

Im Bürgerlichen Gesetzbuch ist geregelt, dass im Falle eines Betriebsübergangs der Erwerber in die 
Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt des Übergangs bestehenden Arbeitsverhältnissen eintritt. 
Die Richter des Bayerischen Landessozialgerichts entschieden mit ihrem Urteil vom 28.1.2011, dass 
der Erwerber zwar mit einem Betriebsübergang die Verpflichtungen aus den Arbeitsverhältnissen 
vom abgebenden Arbeitgeber übernimmt, nicht jedoch eventuelle Beitragsrückstände zur Sozialver-
sicherung. Die rückständigen Beiträge sind hinsichtlich der Arbeitnehmeranteile keine Verpflichtung 
des Arbeitgebers aus dem laufenden Arbeitsverhältnis. 
 
In ihrer Begründung führten die Richter aus, dass die o. g. gesetzliche Regelung dem Sonderprivat-
recht der Arbeitsverhältnisse zuzuordnen ist und dazu dient, den arbeitsrechtlichen Schutz der 
Arbeitnehmer im Falle von Betriebsübergängen zu wahren. Von dieser Regelung werden die öffent-
lich rechtlich begründeten, im Sozialgesetzbuch normierten Ansprüche der Sozialversicherung auf 
Beitragszahlung nicht erfasst. 

 

      
Tank- und Geschenkgutscheine des Arbeitgebers können steuerfreier Sach-

lohn sein 
 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit drei Urteilen vom 11.11.2010 anlässlich der Frage der einkom-
mensteuerlichen Behandlung von Tankkarten, Tank- und Geschenkgutscheinen erstmals Grundsät-
ze zur Unterscheidung von zu versteuerndem Barlohn und einem bis zur Höhe von monatlich 44 € 
steuerfreiem Sachlohn aufgestellt. 
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In den vom BFH entschiedenen Streitfällen hatten Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern das Recht ein-
geräumt, auf ihre Kosten gegen Vorlage einer Tankkarte bei einer bestimmten Tankstelle bis zu 
einem Höchstbetrag von 44 € monatlich zu tanken oder die Arbeitnehmer hatten anlässlich ihres 
Geburtstages Geschenkgutscheine einer großen Einzelhandelskette über 20 € von ihrem Arbeitge-
ber erhalten oder durften mit vom Arbeitgeber ausgestellten Tankgutscheinen bei einer Tankstelle 
ihrer Wahl 30 Liter Treibstoff tanken und sich die Kosten dafür von ihrem Arbeitgeber erstatten las-
sen. 
 
In sämtlichen Streitfällen nahm der BFH steuerfreien Sachlohn an. Die Frage, ob Barlöhne oder 
Sachbezüge vorliegen, entscheide sich nach dem Rech tsgrund des Zuflusses, nämlich auf 
Grundlage der arbeitsvertraglichen Vereinbarungen d anach, welche Leistung der Arbeitneh-
mer vom Arbeitgeber beanspruchen kann.  
 
Die Unterscheidung ist nach der Art des arbeitgeberseitig zugesagten und daher arbeitnehmerseitig 
zu beanspruchenden Vorteils selbst und nicht durch die Art und Weise der Erfüllung des Anspruchs 
zu treffen. Kann der Arbeitnehmer lediglich die Sache selbst be anspruchen, komme eine 
Steuerbefreiung für Sachbezüge in Betracht. Sachbezüge liegen also auch dann vor, wenn der 
Arbeitgeber seine Zahlung an den Arbeitnehmer mit der Auflage verbindet, den empfangenen Geld-
betrag nur in einer bestimmten Weise zu verwenden. Seine bisher anderslautende Rechtsprechung 
hat der BFH ausdrücklich aufgegeben. 
 
Anmerkung:  Wie die Finanzverwaltung auf diese steuerzahlerfreundlichen Urteile reagieren wird, 
bleibt abzuwarten. 

 
 

      Voraussetzungen einer sog. Verwertungskündigung  

 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch liegt u. a. ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der 
Beendigung des Mietverhältnisses (Verwertungskündigung) insbesondere dann vor, wenn der Ver-
mieter durch die Fortsetzung des Mietverhältnisses an einer angemessenen wirtschaftlichen Verwer-
tung des Grundstücks gehindert und dadurch erhebliche Nachteile erleiden würde. Die Möglichkeit, 
durch eine anderweitige Vermietung als Wohnraum eine höhere Miete zu erzielen, bleibt außer Be-
tracht. Der Vermieter kann sich auch nicht darauf berufen, dass er die Mieträume im Zusammen-
hang mit einer beabsichtigten oder nach Überlassung an den Mieter erfolgten Begründung von 
Wohnungseigentum veräußern will. 
 
Die Gründe für ein berechtigtes Interesse des Vermieters sind in dem Kündigungsschreiben anzu-
geben. Andere Gründe werden nur berücksichtigt, soweit sie nachträglich entstanden sind. 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom 9.2.2011 eine Entscheidung zu den Voraussetzun-
gen einer solchen sog. Verwertungskündigung getroffen. Folgender Sachverhalt lag den Richtern 
zur Entscheidung vor: Ein Vermieter erwarb eine Riedsiedlung, die ursprünglich aus zahlreichen 
Wohneinheiten bestand, inklusive der an den Mieter vermieteten Wohnung. Die in den 1930er Jah-
ren in einfacher Bauweise errichtete Siedlung wollte der Vermieter abreißen und an deren Stelle 
moderne, öffentlich geförderte Neubaumietwohnungen errichten. Mit Schreiben vom 31.1.2008 
sprach der Vermieter unter Berufung auf städtebauliche und gebäudetechnische Mängel der Ried-
siedlung gegenüber dem Mieter eine Verwertungskündigung aus. 
 
Der BGH hat entschieden, dass der Vermieter zur Kündigung des Mietverhältnisses berechtigt war. 
Die von ihm geplanten Baumaßnahmen stellen eine angemessene wirtschaftliche Verwertung des 
Grundstücks dar, weil sie auf vernünftigen und nachvollziehbaren Erwägungen beruhen. 
 
Darüber hinaus würden dem Vermieter durch die Fortsetzung des Mietverhältnisses erheblichen 
Nachteile entstehen, weil durch bloße Sanierungsmaßnahmen der alten Bausubstanz unter Erhalt 
der Wohnung des Mieters kein heutigen Wohnbedürfnissen entsprechender baulicher Zustand er-
reicht werden kann. 
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      Selbstgefährdung bei Unfall durch Übermüdung?  

 

Häufige Unfallursache im Straßenverkehr ist die Übermüdung eines Fahrzeugführers. Kommt es zu 
einem Unfall und wird der Beifahrer verletzt, stellt sich regelmäßig die Frage, ob hier eine sog. 
schuldhafte Selbstgefährdung von Seiten des Beifahrers vorliegt. 
 
Von einer solchen ist beispielsweise auszugehen, wenn sich ein Mitfahrer einem Fahrzeugführer 
anvertraut hat, obwohl er dessen unfallverursachende Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit kannte 
oder bei gehöriger Sorgfalt hätte erkennen können. Ob dies der Fall ist, hängt von den Gesamtum-
ständen, insbesondere davon ab, inwieweit die die Gefährdung begründenden Tatsachen, die auf 
eine Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit schließen lassen konnten, dem Mitfahrer bekannt waren. 
Die Beweislast für die Erkennbarkeit der Beeinträchtigung trägt die sich auf ein Mitverschulden beru-
fende Seite (z. B. die Versicherung). 

 

      
Nachträglicher Einbau von "Extras" in Dienstwagen erhöht nicht den pauscha-

len Nutzungswert 
 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 13.10.2010 entschieden, dass Kosten für den nach-
träglichen Einbau von "Extras" in ein auch zur Privatnutzung überlassenes Firmenfahrzeug nicht als 
Kosten für Sonderausstattung in die Bemessungsgrundlage für die sog. 1-%-Regelung einzubezie-
hen sind. 
 
Im entschiedenen Fall stellte ein Unternehmen, das Flüssiggas vertreibt, seinen Außendienstmit-
arbeitern Firmenfahrzeuge zur Verfügung, die auch privat genutzt werden konnten. Die Umrüstkos-
ten auf Flüssiggasbetrieb wurden nicht in die Bemessungsgrundlage der 1-%-Regelung für die priva-
te Pkw-Nutzung eingerechnet. Entsprechend wurde auch keine Lohnsteuer abgeführt. Das Finanz-
amt war dagegen der Auffassung, dass die Umrüstkosten in die Berechnung des geldwerten Vorteils 
einzubeziehen sind. 
 
Der BFH bestätigte jedoch die Auffassung des Unternehmens. Die Firmenfahrzeuge waren im Zeit-
punkt der Erstzulassung nicht werkseitig mit einer Flüssiggasanlage ausgestattet. Die Kosten für 
den nachträglichen Einbau der Anlage sind daher nicht als Sonderausstattung in die Bemessungs-
grundlage der 1-%-Regelung einzubeziehen. Die Bemessungsgrundlage der 1-%-Regelung ist 
stets bezogen auf den Zeitpunkt der Erstzulassung n ach dem inländischen Listenpreis zu-
züglich der Kosten für die damaligen Sonderausstatt ungen einschließlich der Umsatzsteuer 
zu ermitteln. 
 
 

      
Leichterer Nachweis von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastun-

gen 
 

 

Die Einkommensteuer wird auf Antrag ermäßigt, wenn einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größe-
re Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensver-
hältnisse, gleicher Vermögensverhältnisse und gleichen Familienstands (sog. außergewöhnliche 
Belastung) erwachsen. Hierzu gehören insbesondere auch Krankheitskosten. 
 
Unter Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteilen vom 
11.11.2010 entschieden, dass zur Geltendmachung von Krankheitskosten als außergewöhnliche 
Belastungen der Nachweis einer Krankheit und der medizinischen Indikation der Behandlung nicht 
mehr zwingend durch ein vor Beginn der Behandlung eingeholtes amts- oder vertrauensärztliches 
Gutachten bzw. Attest eines öffentlich-rechtlichen Trägers geführt werden muss. Der Nachweis kann 
vielmehr auch noch später und durch alle geeigneten Beweismittel erbracht werden. In einem Ver-
fahren stand die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen zur Behandlung einer Lese- und Rechtschreib-
schwäche eines Kindes in Streit. 
 
In einem weiteren Verfahren war streitig, ob die Anschaffungskosten für neue Möbel als außerge-
wöhnliche Belastungen zu berücksichtigen sind, wenn sich die Steuerpflichtigen wegen Asthmabe-
schwerden ihres Kindes zum Erwerb veranlasst sehen. 
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Der BFH hat in beiden Fällen entschieden, dass Krankheit und medizinische Indikation der den Auf-
wendungen zugrundeliegenden Behandlung nicht länger vom Steuerpflichtigen nur durch ein amts- 
oder vertrauensärztliches Gutachten bzw. ein Attest eines anderen öffentlich-rechtlichen Trägers 
nachgewiesen werden können. Ein solch formalisiertes Nachweisverlangen ergebe sich nicht aus 
dem Gesetz und widerspreche dem Grundsatz der freien Beweiswürdigung. 
 
Darüber hinaus hat der BFH entschieden, dass der Verzicht auf die Inanspruchnahme von Sozial-
leistungen dem Abzug von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung nicht entgegensteht. 

 
 

      
Bewirtungsaufwendungen von Betreibern von Hotel-Restaurants nicht unbe-

grenzt absetzbar 
 

 

Betrieblich oder beruflich veranlasste Bewirtungsaufwendungen stellen grundsätzlich Betriebsaus-
gaben dar. Wegen des untrennbaren Bezuges zur privaten Lebensführung sind sie jedoch nur zu 70 
% steuerlich abziehbar. 
 
Dieses anteilige Abzugsverbot gilt - unter weiteren Voraussetzungen - nicht für Gastwirte. Die Aus-
nahmeregelung ist nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg (FG) vom 
19.1.2011 jedoch nicht uneingeschränkt auf Restaurantbetreiber für jegliche Art von Bewirtungsauf-
wendungen anwendbar. Hier dürfen nur Bewirtungsaufwendungen erfasst werden, die als Werbe- 
oder Probeessen anzusehen sind. 
 
Die Bewirtung von Geschäftsfreunden oder potenziell en Kunden anlässlich von geschäftli-
chen Besprechungen, die auch ohne die Einnahme eine r Mahlzeit vorstellbar sind, falle nicht 
unter die Ausnahmeregelung. Auch die Bewirtungsaufwendungen anlässlich der Jubiläumsfeier 
sind nach Auffassung des FG nur teilweise als Betriebsausgaben anzuerkennen, weil sie nicht der 
Werbung für die Leistungen des Restaurants dienten. 
 
Anmerkung: Das FG hat die Revision zugelassen, sodass der Bundesfinanzhof in München in letz-
ter Instanz entscheiden wird. 

 
      Basiszins / Verzugszins  

 

• Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 

• Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2010 - 30.6.2010 = 0,12 % 
01.07.2010 - 31.12.2010 = 0,12 % 
seit 01.01.2011 = 0,12 %  

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php 
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 

 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

 


